
Samm ste] 1iNZU Oomm onnn der OITCSDerhalb der außerkatholischenenischen Bewegu enz
Christenheit auf knappem RKRaum noch 11C gegeben Herders Bildungsbuch wird demnach CIM Markstein ıill der
wurde. Für die Leser unserer ökumenischen Berichte 1SE Geschichte der Lexikographie bleiben. Wır sind der Meı-
hier die Möglichkeit geschaffen, den Anschluß rühere NUunNg, daiß diesem Antang 1116 verheißungsvolle Ent-
Ereignisse finden (Das 1ST besonders wertvoll für NCUu Wicklung beschieden sC1MHh wiırd. -

Fragen des sozialen wirtschaitlichen un politischen Lebens
edient un beherrscht werden, oder ob HEDie Neuordnung des igentums xrofße Zahl einzelner Menschen wirtschaftlich un soz1al

In den gesellschaftspolitischen Auseinandersetzungen der WEeIL stärken will, da{fß SIC 111C SCWISSC Unabhängigkeıt
Gegenwart haben etzter eıit mehrere christliche Spre- erlangen und C111 Gleichgewicht gegenüber dem gesellschaft-
cher warnend darauf hingewiesen, dafß das westliche lıchen Einfluß der Instiıtutionen bılden können Diese Un-
Kuropa Scheideweg sCINCT sozjalen Entwicklung abhängigkeit vieler kann, SOWEeEIL WITLr sehen, durch nıchts
angekommen 1STt Diesen Warnungen lıegt die Überzeu- anderes verbürgt werden als durch CIn breit ZESIICULES
Sung zugrunde, da{ß die vesellschaftliche Ordnung VO  (: Priyateigentum An der Frage nach der Umbildung der

Eigentumsverhältnisse scheiden sich die Geisterihrem wirtschaftlichen Bereich her CLE ewegung DC-
IST, die nıcht mehr aufgehalten, sondern höchstens Die Bedeutung, die der Neubildung VO  . Eıyzentum den

noch beeinflußt werden ann Händen möglichst großen Zahl VOIN Menschen für die
Im deutschen Raum sind die Gewerkschaften 111Cc der zukünftige Ordnung der gesellschaftlichen Macht —

stärksten den treibenden Krätten. Vor welche Ent- kommt, wiırd TÜ ungenügend erkannt wenn Ma das
scheidungen SIC gestellt sind das hat Oswald VO  3 ell- Eıgentum ausschließlich volkswirtschaftlich, dem

Gesichtspunkt der Kapitalbildung betrachtet. WennBreuning 5} Autfsatz Die Gewerkschaften
Scheideweg?“ Stimmen der eit 78 Jhg Hett7 Aprıl wirtschaftlich entscheidend iIST, daß sıch überhaupt Kapı-
1953 83—20) soeben dargelegt icht Jange hatte tal ıldet, hängt gesellschaftspolitisch alles davon ab,

essch Händen sıch bıldet Das gilt auch noch e1it- O b
6S Götz Briets (vgl Herder-Korrespondenz Jhg
eft 184) Nell-Breuning versieht seiINeEN Autsatz alter des Managertums (Was übrigen für den Mana-

Fravgezeichen Er üurchtet ohl da{fß die Gewerk- gCI bedeutet ıcht Eıgentümer SCIN, dazu vgl die Be-
merkungen über die Managerkrankheit diesem Heftftschaften schon über den Scheideweg hinaus sınd Dennoch

1St SC1IHN Aufsatz ebenso WIEC das Buch VO  > Briefs C starker Al Es 1SE ZWAar 1E bekannte, WECNN auch NUur C111-

Appell die geIistigen Führer der Gewerkschaften geschränkt wahre Tatsache, da{f der Einflufß der ıgen-
auf die unternehmerische Tätigkeit der Wırt-ber auch die Arbeitgeber un iıhre Verbände, die andere

Parte1 gesellschaftspolitischen Machtkampf sind VO  3 schaft zurückgeht und och mehr zurückgehen
christlichen Mahnern aufgerufen worden, einzusehen da{ß würde, WwWenn sıch das Großeigentum Kleineigentum
die bestehende Ordnung nıcht mehr einfach geflickt Wer- den Großbetrieben verwandelte Wır wollen auch ruhig
den annn Abgesehen VO den mannıgTfachen Außerungen unterstellen, daß die Bildung VO  3 breit ZESILEULEM Klein-
des Papstes un des Heıiligen Stuhles, 1STt das VOLr allem bei den Betriebsformen der hochindustriellen
den jahrlıchen Tagungen der Union Internationale des Wirtschaft nıchts andern wırd Je WCNISCI aber
Assocıjations Patronales Catholiques (UNIAPAC) g- einzelnen Zukunft möglich sCcin wird als Unternehmer
schehen un: zuletzt IMNIt besonderer Deutlichkeit bej der aufzutreten, und mehr Menschen sıch MIL der wirtschaft-
Brüsseler Tagung 1952 VO  3 dem ehemalıgen holländischen lichen Funktion Miıtarbeiters begnügen INUSSCH,
Mınıster Emmanuel Sassen ausgeführt worden, als über wichtiger 1SE CS, daß diejenigen, die 95 Betriebe oder
die 35 u  n des Kapitalısmus uUunserer Wirtschafts- Betriebsgefüge der Wıirtschaft abhängig un untfreı siınd
gesellschaft sprach (vgl den Konferenzbericht Progres WENI1IgSTENS NC SC WISSC Unabhängigkeit un Freiheit

„ VOM Betriebe W.  3 die zugleich TG ZCWISSC Un-CCONOMIUC 1 PDIOSICS socıal Parıs Er ZEIZTE den
Arbeitgebern, da{ß „S1IC sıch hinter Barrıkade Ur1St1- abhängigkeit VOoOnNn Gewerkschaften, Parteien un SONSUIgSCN
scher Beziehungen nıcht mehr verteidigen können un: Machtgebilden des soz1ialen Lebens, 111 V  IN Sınne
forderte SIC auf freiwillig voranzugehen auch Unabhängigkeıit gegenüber der acht des Staates sein

würde, INIT Wort also ine W  mm Ausmaß
Vor tolgenschweren Entscheidungen unabhängige FEx1istenz

Um handelt sıch denn aber bej dem vielgenannten Es 1STt deshalb nıcht verwunderlich daß der Sozialısmus
Scheideweg“? Mıt kurzen W orten darf Ia  z} vielleicht für C1inNne solche Neuordnung des Eıgentums eın Interesse

da{ß WILr 16 Umwälzung der wirtschaftlichen Um größer sollte dieses Interesse bei allen den-
Exıistenz- un der gesellschaftlichen Machtverhältnisse C111- CNISCH SCHN, die die gesellschaftspolitische Grundvorstel-

siınd un da{fß entscheiden SC1IH wird ob die Jung des Kollektivismus ablehnen. VWo S1IC dies Interesse
wiırtschaftliche un: gesellschaftliche acht der Zukunft ıcht aufbringen, liegt wohl ı der Hauptsache daran,
ausschließlich bei Instiıtutionen liegen soll die VO  ‚} Funk- da{ß auch die Gegner des Sozialismus ZU großeneıl noch
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sechr den sozi1ologischen Kategorıien des Jahrhun- Satzen Der Gewinn 1ST nach Abzug marktgerechter Ka-
derts denken; da{fß SIC den drıtten Weg 7zwıschen dem klas- piıtalverzinsung, ANSCMESSCHNACNHN Prämıie tür das Un-
sischen Kapitalısmus un dem Sozialısmus nıcht t_ ternehmerrisiko un gerechten Lohnes für den tatı-
nehmen. gCmHh Unternehmer ermitteln Dıie Beteiligung der Ar-
Es hat über ZWAaNzZ1g Jahre gedauert bıs dıie entscheidende beitnehmer diesem Gewıinn Irann gerechterweise gemäls
Erkenntnis VO  e} Quadragesimo NNO konkretere Gestalt ihrer Leistung VOrSchOMmM werden Seine Kapitalıisie-

rung mufß WENISSLIENS Anfang durch 1116 beschränkteannahm, dafß der VWeg der Entproletarıisierung, der Weg
ZUur Überwindung der Klassengesellschaft des kapitalisti- un befristete Veräußerungssperre gesichert werden Er
schen Zeıtalters, der E ZIPE Weg der dem Verhäng- geht aber persönliches Eıgentum des Arbeiters über, der
11S$ der drohenden kollektivistischen Gesellschaft vorüber- infolgedessen auch das volle Eigentümerrisiko tragen
führt, IMI Umbildung der Eigentumsverhältnisse be- hat Der ewınnanteıl muß iıcht unbedingt Be-
schritten werden mufß teiligung Vermögen des CISCHNCN Betriebes bestehen,

Was bei Familienunternehmungen auf Schwierigkei-
ten stöfßtPläne ZUur Verwirklichung Vermögensumschichtung ıne solche Beteiligung, Sagt die KAB ZUuU

Schlufß oll nıcht kratt Gesetzes, sondern durch freie Ver-Die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberver- einbarungen zustande kommenbäiände hat sıch der dankenswerten ühe unterzogen HU

Anzahl VO  e} Vorschlägen ZUr Verwirklichung de Diese Vorschläge tTanden, WwWenn 1n  } VO  e den Gewerk-
schaftften absıeht C1inNn ZUNSU1gECS un verhältnısmäßig Star-Eigentumsbildung bei den Gehalts- un: Lohnempftän- kes Echo, obwohl S1C, W 16 Nell-Breuning SC1NCM oben

SCIN gesammelt vorzulegen Sıe ordnet die Vorschläge
nach iıhrer zeıitliıchen Reihenfolge An erster Stelle stehen angeführten Aufsatz Sagt, das Problem ausschliefßlich

soz1alen un rechtlichen Gesichtspunkten betrachtendie Vorschläge der „Wirtschafts- un Sozialpolitischen un „den ökonomisch entscheidenden Sachverhalt nıchtVereinigung Dann folgen der Arnold-Plan, das Pro- Dieser Sachverhalt besteht für
MM der FDP die Vorschläge der DAG der KAB des den rıft bekommen

ell Breunıiıng der schr ITnNnsten un: für Wohl un WeheDH  A und der (GDU Im Interesse geschichtlıcher Gerech- der Wirtschaft entscheidenden Verantwortungtigkeit möchten WIrLr diese Reihenfolge vermerken Die
Vorschläge ZCISCNH iNSsgeSamMt dafß C1INC Beteiligung der tür die Investition, die dem Augenblick aktuell wiırd

wenn das Beteiligungseigentum völlig treies KıgentumArbeitnehmer Gewıinn weder aut wirtschaftliche noch verwandelt, die Veräußerungssperre aufgehobenautf rechtliche Hındernisse stoßen würde, die unüberwind-
lıch Sıe ZCI1SCN ferner daß diese Idee den VeI- wırd S1e 1ST aber zufolge den Mitbestimmungsrechten der

Arbeiter auch schon vorher nıcht unbedeutendschiedensten weltanschaulichen Lagern un soz1ialen Kre1li-
Unter den zustimmenden Außerungen dem KAB Vor-

schıl Boden gEWINNT, da{fß durchaus nıcht mehr utLO- schlag verdient die Erklärung des Katholischen Unter-pisch 1ST für WE konsequente Eigentumspolitik NZU- nehmerbundes hervorgehoben werden, die dessen Miıt-
treten glieder schr ernsthaft testlegt, da Ja die KAB ausdrücklich

Die Katholische Arbeiterbewegung den VWeg der freien Vereinbarung gehen und den Gesetz-
ÄAm bekanntesten sind ohl eıl unseIer Leser die geber umgehen ıll
Vorschläge der Katholischen Arbeiterbewegung, die Stellungnahme des Deutschen Gewerkschaftsbundes15 i 1952 der Kettelerwacht veröftentlicht WUur-

den Sıie geben der Überzeugung Ausdruck da{ß der über- Gerade dieser Umstand hat NUu  3 aber den Deutschen (Ge-
wiegende eıl der deutschen Arbeiterschaft C1IgCENLUMS- werkschaftsbund veranlaßt sSC1NCINMN Funktionärorgan
willig 15T den MIL der Bildung VO Eigentum NUuU („Die Quelle Januar 1953 schreiben 7zu lassen Die-
einmal verbundenen W ıllen ZUrmn Konsumverzicht auf- T Plan hat kaum Aussıicht auf Verwirklichung Die KAB-
bringt ber dıe bisherigen Sparmöglichkeiten sind un Vorschläge sind nıcht als Gesetzesforderungen gedacht,
reichend Der Arbeiter 1}1 sıch auf direktere, WCECN18CI sondern S1IC sollen auf dem Wege freiwilliger Vereinbarun-
mittelbare Weiıse Volksvermögen un SOWEIL möglıch, SCHl durchgeführt werden.“ Man ISTt geNEC1IZTL, den Gedan-

_ denn die Unternehmer werdender Substanz SC111C5 Betriebes beteiligen CC Es iST nicht kengang tortzusetzen: .
mehr als recht, da{fß die Möglichkeit der Sachwertanlage darauf nıcht eingehen ber merkwürdigerweıse heißt
dem kleinen ebenso WIC dem großen Sparer offtenstehe Wır sind überzeugt da{fß N15 Arbeitnehmer bereit SC11

Und dies 1SEt 1U  e das Entscheidende „Line Erhöhunge des werden, diesem Plan und damıt der Einbehaltung
Arbeitseinkommens der Arbeitnehmer über den Tarıf- Teıles ihres Lohnes ıhre Zustimmung geben W as hın-
ohn hinaus 1ST ohne Schaden für die Währung, die Pro- ver dieser Ausdeutung verborgen lıegt, hat dıe KAB
duktivität und Liquidıität der Unternehmungen möglıch ihrer Entgegnung (,Kettelerwacht“ VO 15 tref-
wenn die Gewähr gegeben 1ST da{ß die den Tarıflohn über- fend emerkt: „Beı dieser Behauptung stellte die DGB-
steigenden Bezuüge nıcht bar ausgezahlt un: für Kon- Sprecherin die alte SPD-These auf, dafß der Unternehmer

dem Arbeiter eıl SC1INCS Lohnes vorenthalte.“ Aufumzwecke ausgegeben sondern Form VO  ; Anteılen
Substanzzuwachs der Betriebe überschrieben, also schon diese These ı1ST tatsächlich die Erwiderung der Ge-
Entstehen als Produktivkapıtal angelegt werden Dıie werkschatten abgestimmt In Mifßverstehung der Absich-
volkswirtschaftlıche V oraussetzung für öheres Arbeits- ten der KAB die der unbeteilıgte Leser beider Außerun-
einkommen durch Substanz- und Gewinnbeteiligung be- gCn nıcht anders denn als agitatorisch qualifizieren kann,
steht darın, daß das Verhältnis zwıschen Investition un: wiırd behauptet w as ganz oftensichtlich wahrheitswidrig

1ST Der Verdienst der Mehrheit der Arbeıter estehtVerbrauch gesund bleibt Damıt enttällt dann der WI17L-
schaftliche Grund für das bisherige Vorrecht der Unter- heute Aaus dem Tarıtlohn plus Akkord- oder SONSTISCN
nehmer auf den ganzcCch Substanzzuwachs Leistungszulagen W ıe viele Arbeıter könnten ohl damıiıt
Im einzelnen bekennt sıch die KAB folgenden Grund- einverstanden SC1IN, da{fß S1C Zukunft lediglich VO: A
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riıtlohn ihre täglichen lebensnotwendigen Ausgaben be- papiefc auszugeben, wobei den Arbeitern die Wahl ZW1-
streiten sollen?“ Aus den Vorschlägen der KAB geht e1n- schen dem Papier un der Barauszahlung verbleiben soll
deutig hervor, daß sıch nıcht eiıne Umwandlung b1ıs- Man schätzt, daß anfangs bei entsprechender Aufklärung
her gezahlter Löhne, sondern iıne Beteiligung der Ar- 3—59/0 der Arbeiter die Papıere nehmen würden un daß
beiter Gewinn handelt, die Jjenseits der vertretbaren 1im Laute der Zeıt dieser Prozentsatz bıs auf 259/9 der Be-
Lohngrenze lıegt Eın bewußtes Mißverstehen annn legschaftsmitglieder steigen könnte. Es 1St eine wirtschafts-
ohl ıcht anders ausgelegt werden als dahin, daß der und rechtstechnische Frage, in welcher Weıse derartıge
DGB AUS Gründen, die der Autfsatz Nell-Breunings sehr Papıere VO  S Aktıengesellschaften, Gesellschaften MItTt be-
einleuchtend darstellt, VO gemischten Gefühlen ertüllt ISt. schränkter Haftung un Personalgesellschaften Jjeweıls be-

schaftt un: ausgestattet werden können: hier genugt 65
Der Arnold-Plan WIssen, daß dafür schon der gegenwärtigen Gesetz-

gebung un den heutigen betriebs- un volkswirtschaft-Das Ethos, das hınter den KAB-Vorschlägen siıchtbar wird, lıchen Verhältnissen Möglichkeiten bestehen.hat einen besonders überzeugenden Ausdruck 1n einer
ede des Mınısterpräsiıdenten Arnold auf der Bundes- Eın solcher Anfang, meınt der Vorschlag, W4re p$ycho-
tagung der christlich-demokratischen Arbeiterschaft logısch klug. Man würde dem Arbeıiter das Beteiligungs-

eigentum nıcht aufzwingen oder ıhm den aktıven Ent-1953 1n öln gefunden. Arnold steht Ja selbst der
Gewerkschaft nahe. Er 1st der Auffassung, „daß die CN-

schluß dazu abnötigen, sondern durch das Angebot ledig-
wärtige Verteilung des Eıgentums industriellen Werten lıch diejenigen VO Miteigentum ausschließen, die S1'

ausdrücklich weigern, CS anzunehmen. In der Folge muflß-aut die Dauer nıcht bleiben kann  E Der Grund lıegt auf
ten dann die Erfahrungen der Arbeitereigentümerder and Im Industriegewinn lıegt der wesentliche 7 u-

wachs des Volksvermögens. Und die weıtesten Volksschich- tür die Idee werben. Es se1l denkbar, da{fß der heute
weıt verbreitete un: 1mM Toto volkswirtschafrtlich —ten sind davon ausgeschlossen. „Es sollte schließlich jedem rationell wıirksame Spieltrieb se1ine Freude den Kurs-Einsichtigen klar se1n, da{fß ine auf Privateigentum be-

ruhende Ordnung NUr VO  3 solchen Menschen verteldigt Wer[Ir- schwankungen der Aktie finden un Zur Intensivierung
den wiırd, die selbst die ausreichende Möglichkeit haben, Pri- des Aktiensparens führen könne. Dieser Gedanke wırd

vielleicht manchen erschrecken, der sıch die Vorbehaltevateıgentum erwerben.“ . VWer sıch das Miıteigen-
£u  3 der Arbeitnehmer den industriellen Werten Z

der Moraltheologie VO'  3 einst gegenüber dem „Börsenspiel“
VWehr SC der hebt 1in der Konsequenz eine Gesellschafts- erinnert. In den neuen Plänen haben WIr aber nıcht MI1t

Spekulanten CtunNn, die Vermögen gewıinnen und verlıe-ordnung auf, die aut den Grundsätzen des Privateigen- en und dadurch die Volkswirtschaft gefährden, sondernLums beruht.“ Dıiıe ede Arnolds appellierte natürlıch in
erster Linıie die Unternehmer, sich Betriebsverein- MIt dem kleinen Mann, der oder MITt einem eıl se1-

NCes Geldes’spielt, den NU für die Volkswirtschaftbarungen über Gewinnbeteiligung herbeizulassen. ber aktıvieren gilt Dies 1St nach dem Vorschlag, den WIr hierbesehen, geht S1iE auch die Gewerkschaften Nach-
dem der Miınisterpräsident ZESAZT hatte, ıhm se1 nıchts da- VvVor uns haben, keine eın pädagogische Maßfnahme, SON-

von bekannt, dafß die Gewerkschaften sıch das Mıt- dern VO  - außerordentlicher Wiıchtigkeit für die Volkswirt-
schaft der Zukunft. Denn be1 der heutigen und erst rechteigentum sträubten, fügte z1emlıch unvermittelt hinzu:

Al möchte nochmals betonen, dafß die Gewerkschaften bei der vorauszusehenden künftigen Verteilung der Eın-
für die Miıtglieder da sınd und ıcht umgekehrt.“ kommen wiıird auf die Dauer die Schicht der gehobenen

Lohnempfänger seıiın mussen, die der Wıirtschaft durchArnold kam 1n dieser ede auch auf den Plan ZUuUr Ertrags- UÜbernahme VO  - Aktien das für die Rationalisierung undbeteiligung der Arbeiter sprechen, den selbst 1M
Jahre 1951 in den Grundzügen entwickelt und der technische Ausweıtung erforderliche Produktionskapital
dem Namen „Arnold-Plan“ die Dıiıskussion des Problems beschaften hilft, w I1e VOT dem erstien Weltkrieg das Bür-

gertum getan hatin Wirtschaftskreisen merklich gefördert hat Arnold
schlug damals iıne besondere Lohnerhöhung ein1ıge Der richtige Weg ZUYT KapitalbildungPfennige VOT, die der Bedingung gewährt werden

Man WIr'|  &. glauben WIr, diesen Vorschlag csechr neh-solle, daß die Arbeiter denselben Betrag zuschießen. Die
Gesamtsumme solle als Eiıgenkapital des Arbeiters treu- I1NEeN mussen. Wenn INnNan das Sparkapıtal der breiten Mas-
händerisch verwaltet un: sachwertbeständig investiert SCH, WI1e bisher geschieht, hauptsächlich in der orm

mehr oder wenıger öftentlicher Anleihen un Bauspar-W 1e Zzut verzinst werden. Dıiıe beträchtlichen Mıttel AZUS institute mobilisiert, wırd praktisch die öffentliche anddiesem Aufkommen würden zugleich eın wertvoller Be-
standteıl des nationalen Investitionskapitals sSe1N. In die- ZUuU Verwalter des Nationalvermögens gemacht un: Cer-

Jangt dadurch allmählich ganz in der Stille jene wirtschaft-SCINMN Plan sind mehrere Gedanken enthalten, die in der ıche Allmacht, die der Sozialısmus ıhr zudenkt und dieFolge ımmer besser entwickelt wiederkehren. dem Kollektivismus den VWeg bahnt Man ann deshalb
Der Vorschlag der Wirtschafts- und Sozialpolitischen 1Ur wünschen, daß die Unternehmer, denen der Erhal-

tung der privaten Wırtschaft lıegt, die unausbleıib-Vereinigung
Dıiıe wirtschaftlichen Möglichkeiten un rechtlichen For-

ıche Einkommenssteigerung der breiten Massen ZUgunsten
dieser Wirtschaft auffangen, MIt der Betriebsbeteili-

INenNn einer Gewinnbeteiligung der Arbeiter sind 1n den Sung der Arbeiter beginnen, diese dadurch 1n ıhrer igen-Vorschlägen der Wırtschaftts- und Sozlialpolitischen Ver- schaft als Eıgentümer gewissermaßen auf iıhre Seite zıiehen
einıgung O: ausführlich überlegt un: 1m Informations- und, MIt ihnen vereinigt, die steigende öffentliche Fınanz-
dienst „Wirtschafts- un: Sozıalpolitik“ 5 1951 un macht ausbalancieren. Die Arbeiter-Miteigentümer, „die

veröffentlicht worden. Dort wurde vorgeschla- weder Von Unternehmers noch VO  e Gewerkschafts Gna-
gCNH, zunächst anstel%e der üblichen Gratifikationen Anteıls- den, sondern AdUuS eigener Kraft eın ‚standıng‘ haben, siınd
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Xauch tSreıicCc SCEHMS zeugendste unwahr- großzü nnbeteili n die C1
scheinlich auch einflußreichsten Gegenspieler derjenıgen gensumschi notwendig ı1ST, verlangt, daß ein

Gewerkschaftler, die die Gewerkschaftspolitik nıcht hoher Anteıl vVvom Gewinn der Belegschaft ZUgULE kommt.
Auftrag der Arbeiter, sondern CISCHNCN (Macht )Inter- Die Wirtschafts- un Sozialpolitische Vereinigung schlägt
SSe bzw Diıenst Ideologie betreiben Wır möch- die Quote VO  - 331/9 Prozent VOIL, also JC ein Drittel für

Ta ten hierzu allerdings bemerken, daß diese Erwartung da- Unternehmer, Kapital un: Arbeit Dieses Drittel des Ge-
VO abhängt, ob die Unternehmerseite C111 unverhofftes 1n müßte also bei der Investmentlösung jedem Jahre
Ma{ geschichtlicher Voraussicht aufbringen wird da{fß SIC dem Betriebsvermögen inommen werden, sCc1 denn, die
MI1 der Gewinnbeteiligung CINC wirkliche Vermögens- Investmentgesellschaft als solche ine entsprechend
umschichtung freiwillig Angriff MMET. Aus Weihnachts- hohe Beteiligung CIN, wodurch das Prinzıp des Risikoaus-
gratifikationen allein kann kein ‚standıng‘ der Arbeitneh- gleichs gefährdet würde un: außerdem die bei manchen
IMeEr entstehen! Wır glauben allerdings ebenso Zew1(ß, da{ß Personalunternehmen unerwünschte Fremdbeteiligung ent-
e andere Gegenbewegung den Trend Zur AT stünde. Anderntalls müßte das Unternehmen für dieses

macht des Staates und des gesellschaftlichen Apparates Drittel autf Rücklagenbildung Verzicht eisten Miıt
ıcht mehr z1bt dieser Schwierigkeit hängt 1nNne Z Weite Wenn

die Investmentzertifikate dem Inhaber, dem Arbeiter-Dıie Gewinnbeteiligung beiı Einzelfirmen e1ıgeNtTUMETr, WENISSLENS den jahrlichen Nutzen bringen sol-
Eıner der schwerwiegendsten Eiınwände die Beteilıi- len, den ein anderweıitig angelegtes. Sparkapıtal ı
Sung der Arbeitnehmer Vermögen des CISCHNCNHN Unter- 1ns CEINTLTAagT, INUSSCH sıch die Unternehmungen entschlie-
nehmens besteht därin, daß diese MItLt Leichtigkeit NUur be1 ßen, auch das Z WFE Drittel des Gewinns, den Kapıtal-

anteıl realisieren un: ıhren Aktionären bzw TeıilhabernAktiengesellschaften verwirklichen IST, während ı115-

besondere die Personalgesellschaften, die 1Ne AÄArt amı- ine Dividende gewähren, weıl andern Falle die
lienfideikommiß darstellen, un: die Einzelfirmen iıhrer Investmentgesellschaften nıicht über genügend Miıttel Zur

Natur nach diese Beteiligung hindern Und Aaus dem Ge- Ausschüttung auf die Zertifikate verfügen würden Die
sichtskreis des Arbeitnehmers entsteht die Frage, ob INa Eigenkapitalbildung der Unternehmungen würde stark
ıhm Zumuten kann, IMN1C seinNemM kleinen E1ıgentum das VOLI- erschwert sC1iN Man ann OTraus ıcht übersehen —_

hältnismäßig yroße Rısıko einzelnen Fırma ZU- WIECWEIL sıch diese theoretischen Schwierigkeiten praktisch
tragen un sıch durch ine nıcht börsengängıge orm der auswıirken oder WI1C S1C sich schließlich einrenken
Beteiligung ıhr auch persönlich derart CHNSASICICH, Siıcherlich darf die Gewinnbeteiligung daran ıcht sche1-
dafß ıhm der Wechsel des Arlgeitsplatzes schr erschwert tern Ohnehin werden die Aktiengesellschaften mMiIt ıhr be-
wird. Diesen Bedenken begegfiet die Idee der Kapital- INNCNH, un SIC werden, wenn S1C erhebliche Anteıle Aaus-

anlagegesellschaft (Investmentgesellschaft). Im Anschluß schütten, daß die Arbeitereinkommen siıch dadurch von

SCWISSC ausländische Vorbilder hat der Bundestags- denen anderer Unternehmen stark abheben, die anderen
abgeordnete Neuburger der CDU Fraktion NCN Gesetzes- SCH der Konkurrenz Arbeitsmarkt dazu ZWINSCH,
entwurf vorgelegt, der solche Gesellschaften auch ıhnen ı irgendeiner Weıse folgen.
Deutschland rechtlich ermöglıchen soll Der Entwurf 111

Dıie Idee der Gewinnbeteiligung UuN die Öffentlichkeitdiese Institute als Treuhandgesellschaften gestalten, die
die ıhnen ertrauten Gelder nach dem Prinzıp der D Um die Erfolgsaussichten der Bestrebungen ZUuUr Eıgentums-
sunden Risikomischung Aktıen, Kuxen, Schuldverschrei- bildung be1i den Arbeitnehmern beurteilen können, 1SE

bungen, Anteilen und Genußscheinen anlegen und verwal- 6S VO  3 VWert, ihren Widerhall ı der Ofrentlichkeit IC  -
vn sollen Die Gewinnbeteiligung der Arbeiter könnte Wichtiger als alle theoretische Zustimmung 1ST

dann der Weıse org!  mM werden, dafß S1C über ıhre gewiß die Tatsache, daß bereits 300 eutsche Unterneh-
Fırmen MI Anteilscheinen solchen Investmentgesell- MUNgSCH begonnen haben, ihre Belegschaft Betriebs-
schaft ausgestattet würden, die natürlich auch anderen DPer- erfolg beteiligen (vgl Polit -soz1ıale Korrespondenz
Ol für die Anlage ihres Sparkapitals ZUr Verfügung Jhg., Nr. 6, 15 1955 14) Was die ideelle Unter-
stünde. Auf diesem VWege würde also das Kapital nıcht betrifft, können WITLr damıt rechnen, daß sie —

erst auf dem mweg über Sparkassen und öftentliche An- nächst VO  - allen bewufßt christlichen Kreıisen, diese
eihen, sondern direkt ı die Wıiırtschaftt geleitet werden, katholisch oder evangelisch geleistet werden wiırd un
un: dıe Kapitalgeber würden Zıinses Dividen- ZWar sowohl VO  w den Kirchen selbst W16 auch VO yläu-
den beziehen, Wirtschaftserfolg oder -mißerfolg bigen Arbeitgebern un: Arbeitnehmern Von den polıtı-
teilnehmen, der reılich gCHh der Risikomischung die- schen Parteıen haben sıch die FDP un: dıe CD  e Z.U Mıt-
sCecmm Falle tast den Charakter Zınses annehmen bekannt. In den Leitsätzen der Sozialausschüsse
würde, zumal die Treuhänder aut relatıv sichere Anlagen der CDU Zzu Miteigentum wiırd zunächst das gesell-
bedacht SC1MN muüßten Dıie Investmentgesellschaften IN US- schaftspolitische Ziel der Miteigentumsbewegung 4an

SC natürlich staatlicher Autfsicht stehen, sollen aber kannt, die Arbeitnehmer „Vollbürgern der Wirtschaft“
machen. Dıe Gewinnbeteiligung darf nıcht auf Kostenals Privateinrichtungen betrieben werden, W as übrıgens

allein dem ggsellsdmaftspglitiséen Sınn dieser Einrichtun- des berechtigten Bestrebens der Arbeiter gehen, den 1ı] —-
weıils höchstmöglichen Lohn erhalten, also erstSCH entsprechen würde. Der Plan enthält 1NCc Reihe Von

Einzelheiten aktienrechtlicher un steuerrechtlicher Art, der durch den jeweiligen Produktivitätsstand gCc-
die hier nıchts ZUuUr Sache u  =} rechtfertigten Lohnhöhe Sıe sol”durch den Gesetzgeber
SO cchr WIr dieses Geset7z als solches begrüßen würden, wirtschafts- un steuerrechtlich gefördert werden. Auch

die FDP 111 durch die Mitbeteiligung gemäß iıhrem SOo-weıl 11N€e LICUEC und ıinteressante orm des Sparens all-
EINCIN einführen würde, sehen W ITE für Anwendung zialprogramm VO 1952„die sozıale Wandlung -

Die SCICS Gesellschaftsaufbaus vorantreiben“auf die Gewinnbeteiligung ein sroßes Hindernis
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, ellung chen Angestelltengewerkschaft Interess BOT- Mitglieder gelegenen Gewinnung VO  z Prı-
Entscheidend für das Gelingen wird allerdings SCINMN, WI1C vateıgentum aufgeben werden? ell--Breuning ürchtet,
die Masse der Arbeitnehmer sıch dieser Möglichkeit des dafß dieGewerkschaftler stark dem Gesetz hängen, E

ach dem S1Ee angetreten sind der VorstellungEigentumserwerbs verhält. Die Deutsche Angestellten- S
gewerkschaft hat den Anspruch der Arbeitnehmer auf Be- VO Klassenkampf und da SIC nıcht sehen, WIC die Ge-
teiligung der Substanzvermehrung der Betriebe angcC- werkschaften CinNnem soz1ıalıstischen Staat nıcht mınder

als zommunistischen oder nationalsozialistischenmeldet un zugleich auch anerkannt, daß sıch auft dem
VWege über Lohn un Gehalt nıcht verwirklichen äßt überflüssig werden, da dann keine Arbeitnehmerinteres-
GDEr Angestellte“ Nr D VO Sie erkennt sen mehr verfreten 21Dt, weil der Staat das dann

geblich selbst besorgt.den Zwane ZUr Kapiıtalbildung, glaubt aber, da{fß die Ver-
mehrung des Eigenkapitals der gESCHWaArLIECNHN WVWırt- Man würde aber doch ohl die Arbeiterschaft unterschät-
schaft durch Bıldung offener un stiller Reserven tatsäch- ZCN, wenn INan SIC un: besonders ihre gewerkschaftlichen

Führer, die der Nachkriegszeit C111 großartiges unıch ıcht 1Ur durch den Konsumverzicht der Kapıtal-
geber, sondern auch durch Lohnverzicht der Arbeitnehmer manchmal bewunderungswürdiges Verständnıiıs für das
ermöglıcht wırd Das sSC1 der eıt nach 1945 Sanz beson- volkswirtschaftlich Notwendige un: Richtige gEZEIST

haben un nıcht mınder als die übrigen Schichten des deut-ders deutlich geworden, Ja mMa  $ könne Weil die
AASubstanz der deutschen Wıiırtschaft nach dem Kriege W 16- schen Volkes den polıtischen Kollektivismus verabscheuen,

derhergestellt worden IST, konnte die Masse der Arbeıit- icht für fähig halten wollte begreifen, da{ß die Er-
tragsbeteiligung der Arbeiter aut die Dauer der CINZISCnehmer keine Ersparnisse machen Es SC1 nunmehr der

eıit diese durch Mıteigentum der Substanz- Weg IST, dem Arbeiter den gerechten Anteıl Produkt
vermehrung beteiligen gewähren, ohne die Produktivität der Wirtschaft

FulIN1ereN, WEeNnNn 1124  - nıcht ZUur Plan- ZUr Zwangs- E NStellungnahme wirtschaft VOTr allem ZUIT Zwangssparen übergehen 111
des Deutschen Handlungsgehilfenverbandes Wır veErmuten, da{fß auch die Gewerkschaftften sich treund-

licher als bisher ZUr Idee des Mıteigentums verhalten WUr-
87Ebenso hat sıch auch der Deutsche Handlungsgehilfenver-

band Gewerkschaft der Kaufmannsgehilfen 27 den wenn S1ie sich überzeugen könnten, da{lß die Unter-
1951 un VO  e} Ö  Ö  8 1953 ar Mıteigentum be- nehmer tatsächlich 1nNe Vermögensumschichtung AaNStLre-

ben und nıcht NUur CIN1SC Brosamen VO  3 ıhrem reichgedeck-kannt Besonders erfreulich 1ST CS, daß SCHICH

Stellungnahme auf das entschiedenste die Sozialı- ten Tiıisch fallen lassen SO lıegt nach unseTrer Auffassung
S1ICFUuNg un Vergrößerung des Kapiıtals der öffentlichen die Verantwortung für das Kommende erster Linıe be1

den Unternehmernand un für die Förderung der Eıinzelpersönlichkeit M1t-
tels des E1ıgentums Es wırd klar erkannt, da{fß die
Sozialısierung auch nıcht ı Interesse der Arbeitnehmer Der Arbeiter und dıie Gewinnbeteiligung
liegt, da die Funktionäre, die dann die Rolle des Arbeit- Wırd aber der einzelne deutsche Arbeiter selbst mitmachen,
gebers spielen haben würden, ihrer Gewerk- auf den Ja etzten Endes deshalb ankommt, weıl N16-

schaftszugehörigkeit zugleich den Anspruch machen WUr- mand seinen W ıllen Eıgentum erwirbt? Wırd
den, legitime Vertreter der Arbeitnehmer SCIMN, da{ß SPaIch ernen? Wırd SParch wollen? Diese rage hat
die übrigen Arbeitnehmer praktisch rechtlos würden In Wilfried Schreiber übrigens für die moderne
der Bildung breiten Kleineigentums durch Beteıilıi- katholische Moraltheologie cschr bedeutsamen Autsatz
SUunNng der Wıiırtschaft liege dagegen WENISCI 1inNne Quelle „Eigentum un sozıale Zukunft“ (1nDer Wiederaufstieg
VO  — individuellen Renten als VO echtem volkswirtschaft- der deutschen Wirtschaft“ Hefte der Begegnung an
liıchem Wohlstand VON dem der einzelne höherem rührt, indem VO  — der sıttlichen Sozialpflicht des Sparens
aße indirekt als NUur durch den 11Ns profitiert ıne spricht Er selbst y]aubt daran, da{ß die Arbeiterschaft Spa-
den CISCHNCH Betrieb gebundene orm der Beteiligung lehnt ren würde oder jedenfalls dazu er’z0cocen werden könnte,
der DH  A aAb weiıl sS1e marktwirtschaftlichen Grundsätzen wenn mMan iıhr CIHE genügende Iniıtialzündung yäbe

An dem Grundsatz des treien Ver-wıidersprechen würde Auch on begegneten WITr dem reichen vorliegenden
fügungsrechtes über die persönliches Eıgentum über- Material ausnahmslos der Ansıcht daß WITL den deut-
gehenden Ertragsanteıle dart iıcht gerüttelt werden schen Arbeiter dieses Vertrauen sefzen dürfen Nur hat CT,

w  MHoffnungen auf den Deutschen Gewerkschaftsbund
wenn Inan VO  3 den gesünderen Verhältnissen der Arbeiter-
Bauern absieht, W 1C iInan S1IC VOL allem Südwesten

Leider finden WIrLr die Arbeitergewerkschaften un den Deutschlands schr häufig antrıfft bisher noch nıemals Ge-
DGB bısher nıcht uUunNfe denjenigen, die diese OoOrm der legenheit gehabt seinen Sparsınn srößerem Umfang
Eigentumsbildung befürworten, WEN1IgSTENS öftentlich be- betätigen Man darf sıch durch die motorradfahrenden
fürwortet haben, WI1e die oben angeführte Stellungnahme JUNgCN und unverheirateten Bauarbeiter und den Snobis-

den KAB-Vorschlägen‘ schr deutlich QEZEISTL hat e INUS manches JUNSCH „Grofßverdieners Ruhrgebiet
Breuning führt SC1iNeEM Aufsatz aber immerhiın iNe nıcht über den gesunden wirtschaftlichen Sınn des roß-
AÄußerung den Mitteilungen des W irtschaftswissen- teıls der Arbeiter hinwegtäuschen lassen Wenn der Ar-

beiter sieht daß das Unternehmertum ıhm wirklich art-chaftlichen Instıitutes der Gewerkschaften“ eft (De-
zember D Al die rage gestellt WIF:  d,; W16e nerschaft anbietet, wıird SCINCT angeborenen Streb-
die Arbeitnehmer der Vermögensbildung beteiligt WOCI- samkeit Sar nıcht über das Herz bringen, AUuUsSs iıdeolo-
den, un zugleich die Notwendigkeit der Kapitalbildung gischen Gründen „nein“ ACNH. ber mMa  z} kann VO  } der
anerkannt wıird arf mMa  $ daraus die Hoffnung IN- Arbeiterschaft nıcht verlangen, da{fß SIC ıhr ANCrTZOBCNES
NCN, da{fß auch die Führer der Gewerkschaften die EINSCILLZE un vielfach berechtigtes Mißtrauen aufg1bt, ehe sSie WEN19-
Vorliebe für die Sozlalisierung ZUgUNStIEN der echten echte Unterpfänder i Händen hat
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